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Sehr geehrter Herr Prasident, 

als Anlage übersende ich die Antwort der Bundesregierung auf die oben genannte 

Kleine Anfrage. 

Mit freundlichen Grü.13en 



Antwort der Bundcsregierung auf die Klcine Anfrage der· Abgcordneten Volker Beck (Koln). 

Sylvia Kotting-Uhl, Ulle Schauws, Dr. Franziska Brantner, M3tthias Gastcl, Chdstian Kühn 

(Tübingen), Katja Keul, Monika Lazar, Ôzcan Mutlu, Tabca RciBner, Beate Walter­

Rosenheimcr und der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 

- Bundestagsdrucksache Nr.: 18-13216 vom 0!;08.2017 -

Anerkennung von zwangsrekrutierten Franzosen wahrcnd des Zweiten Weltkricgs 

Vorbemerk11ng der Fragesteller 

Die Zwa11gsrekrutierung vo11 Staatsangehorigen der gegnerischen Partei ist durch dllS 

Kriegsvolkerrec/1t u11tersagt. Die zwangsweise Rekrutierung von Franzosen durch das Deutsche 

Reich wiihrend des Zweiten Weltkriegs, im;heso11dere aus dem Elsass und Lothringen, ziiltlt zu 

den Kapiteln deutscher Geschichte, die bislang wenig bekannt 1111.d aufgearbeitet sind. Auch ihre 

A11erkennung ais Opfer des NS-Regimes und eine angemessene Würdigung ihres Schicksals 

lassen auclt mehr ais sieben Jahrzeltnte nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs aufsich warten 

(Vgl. https:l/www.badische-zeitung.de/11ac/1richte11/ausla,u/lzwangsrekrutierung-der-elsaes~·er­

kampf-um-a11erkennung-l38106725.html). 

Wir fragen die Bu11desregierung: 

1. Zu welchen Anliissen haben Vertreterinnèn und Vertreter der Bundesregierung das 

Bedauern über die Zwangsrekrutierung von Franzosen durclz das Deutsclte Reich zum 

Au.sdruck gebracht {bitte einzeln aufführen mit Datum und Namen der Vertreter)? 

Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung haben <las deutsche Bedauem über die 

Zwangsrekrutierung von Franzosen durch das Dcutsche Reich bei verschiedenen Anlassen zum 

Ausdruck gebracht. lnsbesondere im Rahmen der Gedenkveranstaltungen zum Volkstraucrtag auf 

deutschen Soldatenfriedhëfen im Elsass und Lothringen wird das begangene Unrecht an den 

Zwangsrekrutierten bei Gedenkreden und Kranzniederlegungen angesprochen. Darüber hinaus 

führt die Bundesregierung keine Aufstelhmgen zu den jiihrlichen Gedenkveranstaltungen. 

2. In welcher Form wurde ôffentlicll Schuld anerkannt und eine Entschuüligung gegenüber 

den Opfem geauflert (bitte einzeln auffültren)? 



ln seiner Rede am 4. September 201 3 anlasslich des Besuchs in Oradour-sur-Glane (Schauplatz 

eines SS-Massakers an der Zivilbevolkerung w1ter Beteil igung elsassischer Zwangsrekrutierter) îm 

Rahmen seines Staatsbesuchs in Frankreich hat der damalige Bundcsprasident Joachim Gauck das 

Thema Zwangsrekrutierung angesprochen und unter anderem gesagt: ,,[ ... J ln der Vergangenhcit 

wurden manche Tater nicht zur Vcrantwortung gczogen. Ich bin mir auch der intensiven Debatte in 

Frankreich bewusst, die um die Frage der Zwangsrekrutierung von Elsasscrn kreist, die an dcm 

Massaker teilgenommen haben. So müssen wir feststellen: Gerechtigkeit bei der Aufarbeitung von 

Kriegsverbrechen kann auch der Rechtsstaat nicht vollstandig garantieren. Nur widerwillig und 

schleppend bat er seinerzeit begonnen, die grof3en Gewaltverbrechen aus der Zeit des 

Nationalsozialismus zu behandeln. Dies passt zu der Tatsache, dass in unserer deutschen 

Gesellschaft nach dem Krieg zunachst Schuld vielfach verdrangt und verharmlost worden ist. [ ... ]" 

Ob auch im Rahmen von Reden anlasslich der in der Antwort zu Frage I genannten 

Gedenkveranstaltungen Entschuldigungen gegenübcr den Opfem ausgesprochen wurden, ist der 

Bundesregierung nicht bekannt. 

3. Wie bewertet die Bundesregierung das Unrecht der zwangsweisen Rekrutieru11g von 

Franzosenfür das Deutscl1e Reich meusclienrechtli.ch und volkerrechtlich? 

4. Bewertet die Bundesregierung diese Zwangsrekrutienmg von Franzosen durci, das 

Deutsche Reich ais Verletzung des Volkerrechtes? 

Die Fragen 3 und 4 werden zusammen beantw01iet. 

Die Bundesregierung ha1t die Zwangsrekrutierungcn für rechtswidrig. Sie hat dies im Jahr 1971 

gegcnüber der franzosischen Regierung bestatigt. 

5. Wie hat die Bu11desregierung ihre Vera11twortung fiir das Schicksal der Zwangsrekrutierten 

übernommen und wird sie zukünftig übemehmen? 

6. Welche versorgungs- oder entschiidigungsrechtliche Ansprüclle hahen die 

Zwangsrekrutierten aufgrund der vôlkerrechtswidrigen Maflnahmen des Deutschen Reiclies 

und ihres zwangsweisen Dienstes für das Deutsche Reich (bitte einzeb, tlurchgeführte und 

geplante Ma}Jnahmen aujführen)? 

Die Fragen 5 und 6 werden zusammen beantwortet. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat aufgnmd des deutsch-franzosischen Abkommens vom 31 . 

Marz 1981 aus humanitaren Gründen der Stiftung ,,Deutsch-Franzéisische Verstandigung" 

(,,Fondation Entente Franco ~ Allemande", FEFA) einen Betrag von 250 Millionen DM zur 

Verfügung gestellt. Diese Stiftungsmitte·J waren bestimmt für die Behebung sozialer Notlagen von 
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ehema!iger. Z-.var..gsrck!·utierter: .'.ll!$ de~ Elsass '.!nd Lathringe:r... Über die Verw@cluns:r cler 

Stiftungsmittel im E inzelnen entscheidet aussch liel3lich die franzos ische Stiftung. Die FEFA war 

1981 mit dem Ziel gegründet worden, die in der Wehrmacht zwangsverpflichteten Elsasser und 

Lothringer Lu entschadigen. 

Mit Frankreich bestand Einvemehmen darüber, dass die über die FEFA ausgezahlten 

Entschadigungsleistungen eine abschl ieJ3ende Geste zugunsten ehcmaiiger franzé\sischer 

Zwa11gsrekrntie1ter darstelit. 

Sofem Zwangsrekrutierte wahrend ihres Dienstes in der Wehrmacht eine dauerhafte 

gesundheitlichc Schadigung erlitten haben, stehen îJmen Leistungen zum Ausglcich der 

gesundheitlichen und wiitschaftlichen Folgen der Schadigung nach dem Gesetz über die 

Vèrsorgung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) zu. 

7. Sofern versorgungs- oder entschiidigungsreclitlichen Ansprüche weder existieren noch 

geplant sind, wie rechtfertigt die Bundesregierung dies? 

Auf die Antwort zu Fragen 5 und 6 wird verwiesen. 

8. Wie viele Franzol·en waren zum Zeitpunkt der Zwangsrekrutierung nach Kem,tnis der 

Bundesregierung Kinder? 

Berücksichtigt die Bundesregierung bei der Aufarbeitung die besondere Schutzwürdigkeit 

vo11 Kindern oder plant sie diese zu berücksichtigen? Wenn ja, in welcher Form soli diese 

berücksiclitigt werden? 

Der Bundesregiernng liegen keine Erkenntnisse darübcr _vor, wie viele Franzosen zum Zeitpunkt 

der Zwangsrekrutierung Kinder waren. Auf die Antwort zu Fragen 5 und 6 wird verwiesen. 

9. ln welcher Form plant die Bundesregierung die 75. Jahrestage der Einberufung der Malgré-

Nous am 25. August, zu denen Gedenkl'eranstaltungen stattfinden sollen, zu würdigen? 

Bisher liegen der Bundesregierung keine Einladungen zu Gedenkveranstaltungen von 

Organisationen irn Elsass und Lothringen, die sich um die Belange der Zwangsrekrutierten 

kümmern, vor. 
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